
 

Seite 1 von 11 

Erläuterungen für die Aktionäre 

 

Ordentliche virtuelle Hauptversammlung der KPS AG am 18. Mai 2022 

 

Sehr geehrte Aktionärin, sehr geehrter Aktionär, 

der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft beschlossen, aufgrund der fort-
dauernden COVID-19-Pandemie aus Gründen des Infektionsschutzes und mit dem Ziel der Vermei-
dung von Gesundheitsrisiken für die Aktionäre, die internen und externen Mitarbeiter sowie die Or-
ganmitglieder der Gesellschaft die Hauptversammlung für das Geschäftsjahr 2020/2021 als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. 

Zur Gewährleistung eines reibungslosen Ablaufs der virtuellen Hauptversammlung und einer ord-
nungsgemäßen virtuellen Teilnahme bitten wir Sie um Beachtung der nachfolgenden Hinweise: 

1. Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung 

Wenn Sie im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind, wird Ihnen ein Anmeldeformu-
lar zugesandt. Mit diesem Formular können Sie sich unter Nutzung des Aktionärsportals unter 
https://kps.com/de/de/company/investor-relations/general-meetings/2022.html für die virtu-
elle Teilnahme an der Hauptversammlung über das Aktionärsportal anmelden. Die Anmel-
dung hat spätestens bis zum Ablauf des 11. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ) zu erfolgen. 

Für den Zugang zum Aktionärsportal benötigen die Aktionäre ihre Aktionärsnummer und das 
dazugehörige Zugangspasswort. Die Aktionärsnummer können die Aktionäre den ihnen mit 
der Einladung zur Hauptversammlung übersandten Unterlagen entnehmen. Aktionäre, die 
sich nicht für den elektronischen Versand der Einladung zur Hauptversammlung im Aktionär-
sportal registriert haben, erhalten ihr Zugangspasswort mit den zur Einladung zur Hauptver-
sammlung übersandten Unterlagen. Aktionäre, die sich für den elektronischen Versand der 
Einladung zur Hauptversammlung registriert haben, nutzen für den Zugang ihr bei der Regist-
rierung im Aktionärsportal persönlich vergebenes Zugangspasswort. 

Wird nicht das Aktionärsportal zur Anmeldung verwendet, muss die Anmeldung der Gesell-
schaft innerhalb der vorstehenden Anmeldefrist anderweitig in Textform (§126b BGB) (in 
deutscher oder englischer Sprache) zugehen. Für die Fristwahrung kommt es auf den Zugang 
der Anmeldung an. Sie ist zu adressieren an folgende Adresse oder E-Mail-Adresse: 

KPS AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
(zusammen die „KPS-Kontaktadressen“) 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) können daher dieses Jahr nicht physisch an der Hauptversammlung 
teilnehmen. 

Anmeldungen, die – gleich aus welchem Grund – erst nach dem 11. Mai 2022 bei der Gesell-
schaft eingehen, können nicht mehr berücksichtigt werden. Wir empfehlen Ihnen daher die 
Anmeldung über das Aktionärsportal. 
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2. Erteilung von Vollmachten an Intermediäre oder sonstige Dritte 

Aktionäre können Dritte zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Aus-
übung ihrer Stimmrechte bevollmächtigen. Auch in diesem Falle sind vom Aktionär die in vor-
stehender Ziffer 1 (Anmeldung zur Hauptversammlung) dargelegten Anforderungen zu erfül-
len. Stellt ein Aktionär die Vollmacht auf mehr als eine Person aus, so kann die Gesellschaft 
eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Vollmachten können insbesondere über das Aktionärsportal erteilt werden. Zudem kann eine 
Bevollmächtigung unter Nutzung des Anmeldeformulars oder durch sonstige Erklärungen in 
Textform unter Benennung der Person des Erklärenden und Zusendung an eine der vorste-
hend definierten KPS-Kontaktadressen erfolgen. Vollmachten können über das Aktionärspor-
tal bis zum Beginn der Stimmenauszählung geändert oder widerrufen werden. Die Erteilung, 
die Änderung oder der Widerruf von Vollmachten per Anmeldeformular oder anderweitig in 
Textform unter Benennung der Person des Erklärenden ist bis zum 17. Mai 2022, 24:00 Uhr 
MESZ, (Zugang bei der Gesellschaft) auch über eine der vorstehend definierten KPS-Kon-
taktadressen möglich.  

Wenn weder ein Intermediär, noch ein Stimmrechtsberater im Sinne von § 134a Abs. 1 Nr. 3 
AktG, eine Aktionärsvereinigung oder andere durch § 135 Abs. 8 AktG im Hinblick auf die 
Stimmrechtsausübung gleichgestellte Personen, Institute oder Unternehmen bevollmächtigt 
werden soll, bedürfen die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf der Textform (§ 126b BGB). 
Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erteilt, ist ein zusätzlicher 
Nachweis der Bevollmächtigung nicht erforderlich. Wird die Vollmacht hingegen durch Erklä-
rung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden erteilt, kann die Gesellschaft einen Nachweis 
der Bevollmächtigung in Textform verlangen. Der Nachweis kann der Gesellschaft bis zum 
17. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ; Zugang bei der Gesellschaft), an eine der vorstehend defi-
nierten KPS-Kontaktadressen übermittelt werden. 

Für die Erteilung einer Vollmacht an Intermediäre, Stimmrechtsberater im Sinne von 
§ 134a Abs. 1 Nr. 3 AktG, Aktionärsvereinigungen und andere durch § 135 Abs. 8 AktG im 
Hinblick auf die Stimmrechtsausübung gleichgestellte Personen, Institute oder Unternehmen 
sowie für ihren Widerruf und den Nachweis einer solchen Bevollmächtigung gilt das Textfor-
merfordernis nicht. Der Bevollmächtigte hat die Vollmacht jedoch nachprüfbar festzuhalten. 
Sie muss vollständig sein und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärun-
gen enthalten. Ein Verstoß gegen diese Anforderungen beeinträchtigt allerdings nicht die 
Wirksamkeit der Stimmabgabe. Ferner hat der jeweilige Bevollmächtigte für seine Bevoll-
mächtigung möglicherweise besondere Regelungen vorgesehen; dies sollte mit dem jeweili-
gen Bevollmächtigten vorab abgestimmt werden. 

Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 
können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für 
die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung von 
Untervollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. 

3. Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Aktionäre und deren Bevollmächtigte können an der virtuellen Hauptversammlung nicht per-
sönlich teilnehmen. Fristgerecht angemeldete Aktionäre und deren Bevollmächtigte können 
ihre Stimmen im Rahmen der diesjährigen virtuellen Hauptversammlung im Wege elektroni-
scher Kommunikation abgeben („Briefwahl“). 

Die Stimmabgabe per Briefwahl über das Aktionärsportal ist bis zum Beginn der Stimmen-
auszählung in der virtuellen Hauptversammlung möglich. Bis zu diesem Zeitpunkt können 
elektronisch abgegebene Stimmen auch über das Aktionärsportal geändert oder widerrufen 
werden. Andere Kommunikationswege für die Briefwahl stehen nicht zur Verfügung. 
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Die Abgabe von Stimmen durch Briefwahl ist ausschließlich zu Abstimmungen über vor der 
Hauptversammlung seitens der Gesellschaft bekanntgemachte Beschlussvorschläge der 
Verwaltung sowie zu Abstimmungen über vor der Hauptversammlung seitens der Gesell-
schaft aufgrund eines Verlangens einer Minderheit nach § 122 Abs. 2 AktG, als Gegenantrag 
nach § 126 Abs. 1 AktG oder als Wahlvorschlag nach § 127 AktG bekanntgemachte Be-
schlussvorschläge von Aktionären möglich. Wird bei der Briefwahl zu einem Tagesordnungs-
punkt keine ausdrückliche Stimme abgegeben, so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt 
als Enthaltung gewertet. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die 
Stimmabgabe im Wege der Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 
entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung.  

Möchte ein Aktionär trotz bereits erfolgter Stimmabgabe durch Briefwahl die betreffenden Ak-
tien durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen, so ist dies unter Berücksichtigung der 
nachfolgenden Voraussetzungen möglich und gilt als Widerruf der im Wege der Briefwahl 
erfolgten Stimmabgabe. 

4. Stimmrechtsvertretung durch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter 

Wir bieten unseren Aktionären und deren Bevollmächtigten auch im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung an, sich nach Maßgabe ihrer Weisungen durch von der Gesellschaft be-
nannte Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Dazu müssen 
den Stimmrechtsvertretern Vollmacht(en) und Weisungen für die Ausübung der Stimmrechte 
erteilt werden. Für die Erteilung, die Änderung und den Widerruf von Weisungen gelten die 
vorgenannten Ausführungen über die Bevollmächtigung entsprechend. Die Gesellschaft hat 
hierzu jeweils einzelvertretungsberechtigte Stimmrechtsvertreter benannt. 

Es ist zu beachten, dass die Stimmrechtsvertreter keine Anträge oder Fragen für die Aktionäre 
stellen oder Widersprüche erklären. Stimmrechte werden sie nur zu denjenigen Tagesord-
nungspunkten ausüben, zu denen sie von den Aktionären Weisungen erhalten haben. Die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen und 
dürfen ohne ordnungsgemäße Weisung das Stimmrecht nicht ausüben. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 
dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Bevollmächtigung 
und Weisung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zu diesem Tagesordnungspunkt ins-
gesamt auch als entsprechende Bevollmächtigung und Weisung für jeden Punkt der Einzel-
abstimmung. 

5. Ergänzende Informationen zur Stimmrechtsausübung 

Sollten Stimmrechte fristgemäß auf mehreren Wegen (Brief, E-Mail, elektronisch über das 
Aktionärsportal oder gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Arti-
kel 2 Abs. 1 und 3 und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung ((EU) 2018/1212) durch 
Briefwahl) ausgeübt bzw. Vollmacht und ggf. Weisungen erteilt werden, werden diese unab-
hängig vom Zeitpunkt des Zugangs in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 1. elektronisch 
über das Aktionärsportal, 2. gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit 
Artikel 2 Abs. 1 und 3 und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung ((EU) 2018/1212), 
3. per E-Mail und 4. per Brief. 

Gehen auf demselben Übermittlungsweg fristgemäß mehrere Briefwahlstimmen bzw. Voll-
machten und Weisungen zu, ist die zeitlich zuletzt zugegangene Erklärung verbindlich. Eine 
spätere Stimmabgabe als solche gilt nicht als Widerruf einer früheren Stimmabgabe. Der zu-
letzt zugegangene, fristgerechte Widerruf einer Erklärung ist maßgeblich.  
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Sollten auf dem gleichen Weg Erklärungen mit mehr als einer Form der Stimmrechtsauübung 
eingehen, gilt: Briefwahlstimmen haben Vorrang gegenüber der Erteilung von Vollmacht und 
ggf. Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und letztere haben Vorrang ge-
genüber der Erteilung von Vollmacht und Weisungen an einen Intermediär, eine Aktionärs-
vereinigung, einen Stimmrechtsberater gemäß § 134a AktG sowie einer diesen gemäß § 135 
Abs. 8 AktG gleichgestellten Person. 

Sollte ein Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater gemäß 
§ 134a AktG sowie eine diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person zur Vertre-
tung nicht bereit sein, werden die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Vertretung ent-
sprechend der Weisungen bevollmächtigt. 

Die Stimmabgaben per Briefwahlstimmen bzw. Vollmachten und ggf. Weisungen zu Tages-
ordnungspunkt 2 (Verwendung des Bilanzgewinns) behalten ihre Gültigkeit auch im Falle der 
Anpassung des Gewinnverwendungsvorschlags infolge einer Änderung der Anzahl dividen-
denberechtigter Aktien. 

6. Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht im Wege der Briefwahl oder durch 
Vollmacht und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausgeübt ha-
ben, haben die Möglichkeit, unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Haupt-
versammlung gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämp-
fung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, zuletzt geändert und verlängert durch das 
Aufbauhilfegesetz 2021 vom 10. September 2021 („COVID-19-Gesetz“), gegen Beschlüsse 
der Hauptversammlung Widerspruch zur Niederschrift zu erklären. Der Widerspruch kann 
ausschließlich auf elektronischem Wege über das Aktionärsportal unter 
https://kps.com/de/de/company/investor-relations/general-meetings/2022.html ab der Eröff-
nung der virtuellen Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungslei-
ter erklärt werden. Der die Hauptversammlung beurkundende Notar hat die Gesellschaft zur 
Entgegennahme von Widersprüchen über das Aktionärsportal ermächtigt und wird selbst Zu-
gang zu den eingegangenen Widersprüchen haben. 

7. Erläuterungen nach § 124a Satz 1 Nr. 2 AktG 

Eine Beschlussfassung zu Tagesordnungspunkt 1, Vorlage des festgestellten Jahresab-
schlusses und des Lageberichts für die KPS AG einschließlich des erläuternden Berichts des 
Vorstands zu den Angaben nach § 289a HGB zum 30. September 2021 sowie des gebilligten 
Konzernabschlusses sowie des Konzernlageberichts für die KPS AG und den Konzern zum 
30. September 2021 einschließlich des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben 
nach § 315a HGB zum 30. September 2021 sowie Vorlage des Berichts des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2020/2021 erfolgt nicht: 

• § 175 AktG sieht vor, dass die Hauptversammlung den festgestellten Jahresab-
schluss, den Lagebericht, bei einem Mutterunternehmen auch den vom Aufsichtsrat 
gebilligten Konzernabschluss und den Konzernlagebericht entgegennimmt. Eine Be-
schlussfassung durch die Hauptversammlung der KPS AG ist im Hinblick auf diese 
Unterlagen nicht erforderlich. Der Jahresabschluss und der Konzernabschluss der 
KPS AG für das Geschäftsjahr 2020/2021 wurden vom Aufsichtsrat gebilligt. Der Jah-
resabschluss ist damit festgestellt. Ein Sonderfall nach § 173 AktG, wonach die Fest-
stellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung überlassen wird, wenn der 
Vorstand und der Aufsichtsrat dies beschließen, liegt nicht vor. 

• Auch im Hinblick auf den Bericht des Aufsichtsrats bedarf es keines Hauptversamm-
lungsbeschlusses. Nach § 171 Abs. 2 AktG hat der Aufsichtsrat der Hauptversamm-
lung einen schriftlichen Bericht zu erstatten. Der Bericht soll die Aktionäre und die 
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Öffentlichkeit über das Ergebnis der Prüfung der Abschlussunterlagen durch den Auf-
sichtsrat unterrichten. Darüber hinaus ist der Bericht ein Rechenschaftsbericht des 
Aufsichtsrats über seine eigene Tätigkeit. Eine Beschlussfassung auch hinsichtlich 
des Berichts des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung ist vom Gesetz nicht vorge-
sehen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats soll den Bericht des Aufsichtsrats in der 
Hauptversammlung erläutern. 

• Der Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinnes wird unter Tagesordnungs-
punkt 2 gefasst. 

Die unter Tagesordnungspunkt 1 genannten Unterlagen sind auch während der Hauptver-
sammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://kps.com/de/de/company/inves-
tor-relations/general-meetings/2022.html zugänglich. 

8. Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG 

a) Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (das ent-
spricht 1.870.605 Aktien) oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (das ent-
spricht 500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss 
eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich 
an den Vorstand der KPS AG zu richten und muss der Gesellschaft bis spätestens 
zum Ablauf des 17. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Wir bitten, Ergänzungs-
verlangen an folgende Adresse zu richten: 

KPS AG  
- z. Hd. des Vorstands - 
Beta-Straße 10h   
85774 Unterföhring 

Die betreffenden Aktionäre haben gemäß § 122 Abs. 1 und Abs. 2 AktG nachzuwei-
sen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 
Inhaber der vorstehend genannten Mindestanzahl an Aktien sind und dass sie diese 
bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Abs. 7 AktG ist auf 
die Fristberechnung entsprechend anzuwenden. Der Zugang des Verlangens ist da-
her nicht mitzurechnen. Eine Verlegung der Frist von einem Sonntag, einem Sonn-
abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden 
Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(BGB) sind nicht entsprechend anzuwenden. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht be-
reits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 

Sie werden außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://kps.com/de/de/company/investor-relations/general-meetings/2022.html be-
kannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes lau-
ten wie folgt: 

§ 122 AktG - Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 

(1) 1Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile 
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zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberu-
fung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das 
Verlangen ist an den Vorstand zu richten. 2Die Satzung kann das Recht, die 
Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und 
an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. 3Die An-
tragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die 
Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 4§ 121 
Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) 1In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwan-
zigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro 
erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
bekanntgemacht werden. 2Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrün-
dung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 3Das Verlangen im Sinne des 
Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 
Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag 
des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

(3) 1Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, 
die das Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung ein-
zuberufen oder den Gegenstand bekanntzumachen. 2Zugleich kann das Ge-
richt den Vorsitzenden der Versammlung bestimmen. 3Auf die Ermächtigung 
muss bei der Einberufung oder Bekanntmachung hingewiesen werden. 4Ge-
gen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. 5Die Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Gerichts halten. 

(4) 1Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des 
Absatzes 3 auch die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattge-
geben hat. 

§ 121 Abs. 7 AktG 

1Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist 
der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. 2Eine Verlegung von einem Sonntag, 
einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. 3Die §§ 187 bis 193 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 4Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

§ 70 AktG - Berechnung der Aktienbesitzzeit 

1Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär wäh-
rend eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Ei-
gentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleis-
tungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 
des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. 2Die Eigentumszeit 
eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unent-
geltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinanderset-
zung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben 
hat. 

b) Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG i.V.m. § 1 
Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz 

Da die ordentliche Hauptversammlung am 18. Mai 2022 als virtuelle 



 

Seite 7 von 11 

Hauptversammlung abgehalten wird und eine physische Präsenz der Aktionäre aus-
geschlossen ist, können Aktionäre am Ort der Hauptversammlung keine Gegenan-
träge stellen; auch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter stehen 
hierfür nicht zur Verfügung. Entsprechendes gilt für Wahlvorschläge von Aktionären.  

Nach § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz gelten jedoch Anträge oder Wahlvor-
schläge von Aktionären, die nach § 126 AktG oder § 127 AktG zugänglich zu machen 
sind, als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den 
Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß zur Hauptversammlung an-
gemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zu-
erst über die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unbe-
rührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung mit der erforderlichen Mehrheit ange-
nommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge oder (abweichende) Wahl-
vorschläge erledigt. 

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG und Wahlvorschläge im Sinne des 
§ 127 AktG werden einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung, die 
allerdings zumindest für Wahlvorschläge nicht erforderlich ist, und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung über die Internetseite der Gesellschaft unter 
https://kps.com/de/de/company/investor-relations/general-meetings/2022.html zu-
gänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung, also bis spätestens 3. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ), unter der nachfol-
genden Anschrift oder E-Mail-Adresse zugehen und die übrigen Voraussetzungen 
für eine Pflicht der Gesellschaft zur Zugänglichmachung nach § 126 AktG bzw. § 127 
AktG erfüllt sind: 

KPS AG 
Investor Relations 
Beta-Straße 10 H 
85774 Unterföhring 
E-Mail: ir@kps.com 

Anderweitig adressierte oder verspätet zugegangene Anträge werden nicht berück-
sichtigt. 

Die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften lauten wie folgt: 

§ 126 AktG - Anträge von Aktionären 

(1) 1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Be-
gründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in 
§ 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzun-
gen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der 
Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag 
von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesord-
nung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse 
übersandt hat. 2Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3Bei börsenno-
tierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich ge-
macht zu werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar ma-
chen würde, 
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2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Be-
schluss der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche 
oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktio-
närs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Be-
gründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Haupt-
versammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht wor-
den ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil 
des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversamm-
lung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversamm-
lungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder 
nicht hat stellen lassen. 

2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie ins-
gesamt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3) 1Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfas-
sung Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Be-
gründungen zusammenfassen. 

§ 127 Satz 1 bis 3 AktG - Wahlvorschläge von Aktionären 

1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 
Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. 2Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet 
zu werden. 3Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu 
machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 
125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichts-
ratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und 
ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt wer-
den. 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 
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Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, 
wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ord-
nungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

c) Auskunftsrecht bzw. Fragerecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, einschließlich der 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen 
Unternehmen, der Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezoge-
nen Unternehmen, zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungs-
recht besteht. Da die ordentliche Hauptversammlung am 18. Mai 2022 als virtuelle 
Hauptversammlung stattfindet und eine physische Präsenz der Aktionäre ausge-
schlossen ist, können die Aktionäre am Ort der Hauptversammlung kein Auskunfts-
verlangen stellen; auch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
stehen hierfür nicht zur Verfügung. 

Den Aktionären wird jedoch nach Maßgabe von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 
COVID-19-Gesetz ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation ein-
geräumt. Der Vorstand hat zu diesem Zweck vorgegeben, dass Fragen bis spätes-
tens einen Tag vor der Hauptversammlung im Wege der elektronischen Kommuni-
kation einzureichen sind. Der Vorstand wird nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen 
entscheiden, wie er die Fragen beantwortet. 

Aktionäre, die sich form- und fristgerecht zur Hauptversammlung angemeldet haben, 
können ihre Fragen bis 16. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ; maßgebend ist der Zugang 
bei der Gesellschaft), der Gesellschaft ausschließlich im Wege der elektronischen 
Kommunikation über das Aktionärsportal unter https://kps.com/de/de/company/in-
vestor-relations/general-meetings/2022.html übermitteln. 

Wir weisen darauf hin, dass im Rahmen der Beantwortung von Fragen gegebenen-
falls auch der Name des die Frage übermittelnden Aktionärs genannt wird. Bitte be-
achten Sie auch, dass Fragen nicht über die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter gestellt werden können. Die entsprechenden gesetzlichen und sat-
zungsmäßigen Regelungen lauten wie folgt: 

§ 131 AktG - Auskunftsrecht des Aktionärs 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand 
Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sach-
gemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 2Die 
Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Be-
ziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. 3Macht eine 
Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 276 oder 
§ 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, 
dass ihm in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresab-
schluss in der Form vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen hätte. 
4Die Auskunftspflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 
2 des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernab-
schluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf 
die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unter-
nehmen. 
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(2) 1Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Re-
chenschaft zu entsprechen. 2Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß 
§ 129 kann den Versammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und Rederecht 
des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken, und Näheres dazu bestim-
men. 

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unter-
nehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner 
Steuern bezieht; 

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der 
Jahresbilanz angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser 
Gegenstände, es sei denn, dass die Hauptversammlung den Jahresab-
schluss feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe 
dieser Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetz-
buchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den 
Jahresabschluss feststellt; 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar ma-
chen würde; 

6. soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Anga-
ben über angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie 
vorgenommene Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Kon-
zernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brau-
chen; 

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindes-
tens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgän-
gig zugänglich ist. 

2
Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden. 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außer-
halb der Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktio-
när auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie 
zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erfor-
derlich ist. 2Der Vorstand darf die Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 
4 verweigern. 3Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen (§ 290 
Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 
290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Ge-
sellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens erteilt und die 
Auskunft für diesen Zweck benötigt wird. 
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(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine 
Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Nie-
derschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 

§ 1 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 COVID-19-Gesetz 

(1) 1Die Entscheidungen über die Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversamm-
lung im Wege elektronischer Kommunikation nach § 118 Absatz 1 Satz 2 des 
Aktiengesetzes (elektronische Teilnahme), die Stimmabgabe im Wege elektro-
nischer Kommunikation nach § 118 Absatz 2 des Aktiengesetzes (Briefwahl), 
die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Ton-
übertragung nach § 118 Absatz 3 Satz 2 des Aktiengesetzes und die Zulassung 
der Bild- und Tonübertragung nach § 118 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann 
der Vorstand der Gesellschaft auch ohne Ermächtigung durch die Satzung oder 
eine Geschäftsordnung treffen. 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Prä-
senz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung 
abgehalten wird, sofern  

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommu-
nikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Voll-
machtserteilung möglich ist, 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommu-
nikation eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, 
in Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Ver-
zicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung 
eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Haupt-
versammlung eingeräumt wird. 

2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen be-
antwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Ver-
sammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.  

§ 17 Nr. 4 der Satzung der KPS AG 

1Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre zeit-
lich angemessen zu beschränken. 2Er ist insbesondere berechtigt, bereits zu Beginn 
oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen für den gesamten Verlauf der 
Hauptversammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten so-
wie für den einzelnen Frage- und Redebeitrag oder den einzelnen Redner angemes-
sen festzusetzen. 

 
Der Vorstand 

 
Unterföhring, im April 2022 


